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Recht

Insolvenz des 
Befrachters

Zahlungsunfähig im Sinne der §§ 129 ff InsO ist, wer über mehrere Monate fällige Verbindlichkeiten nicht binnen drei Wochen aus-
gleichen kann.

Zur Feststellung des Zeitpunktes und der Tatsache einer Zahlungsunfähigkeit eines Unternehmens ist es im Rahmen der Insolven-
zanfechtung nicht notwendig, eine Liquiditätslücke in bestimmter Größe – beispielsweise 10 % – zu ermitteln oder genaue Feststel-
lungen zum Umfang des Geschäftsbetriebes und der Gesamtverbindlichkeiten des Schuldners vorzunehmen.

Ein Gläubiger weiß von einem Gläubigerbenachteiligungsvorsatz des Schuldners, wenn er Kenntnis von dessen drohender Zahlungs-
unfähigkeit oder jedenfalls von Umständen, die auf eine Zahlungsunfähigkeit hindeuten, hat. Bei der Ermittlung des Gläubigerbe-
nachteiligungsvorsatzes eines Schuldners können bargeschäftsähnliche Vorgänge, also eine Zahlung gegen eine zur Fortführung 
eines Unternehmens unentbehrliche Gegenleistung, als besondere Umstände berücksichtigt werden, die insbesondere, wenn der 
Schuldner ernsthafte und erfolgsversprechende Sanierungsmaßnahmen ergreift, gegen einen solchen Vorsatz sprechen.

Der Annahme einer Kenntnis des Gläubigers vom Gläubigerbenachteiligungsvorsatz des Schuldners schadet es nicht, wenn der 
Gläubiger die Geschäftsbeziehung fortsetzt in der Hoffnung, dass das Unternehmen des Schuldners sich wieder erholt und auf die-
sem Wege doch noch den Ausgleich sämtlicher Forderungen erzielt, statt die Geschäftsbeziehung mit dem Schuldner einzustellen 
und dessen Unternehmen möglicherweise in die Insolvenz zu treiben mit der Folge, dass alle Verbindlichkeiten des Gläubigers in 
beträchtlicher Höhe bis auf die Insolvenzquote ausfallen.

Eine etwa geplante Gesetzesänderung kann nicht dazu führen, das bestehende Gesetz entgegen der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofes im Lichte einer ins Auge gefassten Gesetzesänderung auszulegen.

Beschluss des Hanseatischen Oberlan-
desgerichtes vom 07. Oktober 2014, Az.: 
9 U 61/14 (LG Hamburg 329 O 291/13) nicht 
rechtskräftig.

Anmerkung der Redaktion
Das Hanseatische Oberlandesgericht hat 
mit dem vorliegenden Beschluss über eine 
Berufung eines Partikuliers entschieden. 
Der Partikulier war vom Insolvenzverwal-
ter eines Befrachtungsunternehmens aus 
Hamburg auf Rückzahlung von insgesamt 
125. 000,00 € gezahlter Frachten verklagt 
worden.
Das Befrachtungsunternehmen hatte am 
18. Februar 2014 Insolvenz angemeldet. Im 
Vorfeld der Insolvenz war der Befrachter 
gegenüber dem Partikulier mit verschie-
denen Frachtforderungen in Rückstand 
geraten. Der Partikulier hatte sein Tank-
schiff dem Befrachter weiter zur Verfü-
gung gestellt, nachdem das Befrachtungs-
unternehmen verschiedene wöchentliche 
Abschlagszahlungen angekündigt und zu-
nächst auch geleistet hatte.
Nach §  130 InsO kann der Insolvenzver-
walter Zahlungen an Gläubiger eines in-
solventen Schuldners zurückverlangen, 
wenn diese binnen drei Monaten vor Ein-
reichung des Insolvenzantrages geleistet 
wurden, der Schuldner zahlungsunfähig 
war, durch die Zahlung andere Gläubiger 
benachteiligt hat und der Gläubiger wuss-
te, dass der Schuldner zahlungsunfähig ist 
oder jedenfalls Umstände kannte, die zwin-
gend auf die Zahlungsunfähigkeit schlie-
ßen lassen. Hat der Schuldner vorsätzlich 
gläubigerbenachteiligend gehandelt und 

wusste der Gläubiger von der Zahlungs-
unfähigkeit und dem Gläubigerbenachtei-
ligungsvorsatz des Schuldners, so können 
nach § 133 InsO sogar Zahlungen für einen 
Zeitraum von bis zu zehn Jahren vor dem 
Insolvenzantrag angefochten und zurück-
gefordert werden.
Die Besonderheit des hier entschiedenen 
Insolvenzverfahren besteht darin, dass die 
ganz überwiegende Zahl der Massegläu-
biger Partikuliere sind, die vom Befrach-
ter Abschlagszahlungen erhalten hatten, 
damit ihre Schiffe weiter für den Befrach-
ter fahren. Diese Partikuliere haben in der 
Regel hoch sechsstellige Forderungen 
gegen die Insolvenzmasse angemeldet 
und werden zugleich mit Rückzahlungs-
klagen überzogen. Sie sind also durch 
die Insolvenz doppelt geschädigt. Einer-
seits werden sie auf ihre Frachtforderun-
gen in sechsstelliger Höhe voraussichtlich 
nur eine geringfügige Quote aus der Mas-
se erhalten, darüber hinaus sollen sie so-
gar erhaltene Abschlagszahlungen an die 
Masse zurückzahlen. In der gegenwärtigen 
Lage auf dem Tankschiffsmarkt kann eine 
solche Situation ein Tankschiffsunterneh-
men in die Zahlungsunfähigkeit treiben, so 
dass das Unternehmen allein aufgrund der 
Insolvenzanfechtung seinerseits Insolvenz 
anmelden muss.
Das Hanseatische Oberlandesgericht hat 
im wiedergegebenen Beschluss die Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofes und 
des Bundesarbeitsgerichtes berücksich-
tigt. Die höchstrichterliche Rechtspre-
chung stellt sehr geringe Anforderungen 
an die Feststellung, dass der Gläubiger 

von der bestehenden oder drohenden 
Zahlungsunfähigkeit des Schuldners und 
sogar dessen Vorsatz zur Gläubigerbe-
nachteiligung wusste. Kenntnis des Gläu-
bigers von der Zahlungsunfähigkeit oder 
der drohenden Zahlungsunfähigkeit wird 
schon dann unterstellt, wenn ein nicht un-
erheblicher Zahlungsverzug eintritt. Diese 
Rechtsprechung ist in der öffentlichen Dis-
kussion insbesondere auch für den – hier 
vorliegenden – Fall einer kongruenten Zah-
lung massiv kritisiert worden. Das Bundes-
justizministerium hat diese Kritik zum An-
lass genommen, über eine grundlegende 
Reform des Insolvenzrechtes, insbesonde-
re der §§ 130 und 133 InsO nachzudenken. 
Der Senat des Hanseatischen Oberlan-
desgerichtes hat es abgelehnt, diese Kritik 
und die Reformbestrebungen des Ministe-
riums bei der Entscheidung des konkreten 
Falles zu berücksichtigen. Natürlich darf 
ein Gericht nicht vom bestehenden posi-
tiven Recht abweichen, nur weil dieses in 
die Diskussion geraten ist. Vorliegend geht 
es aber nicht um die gesetzliche Regelung 
selbst, sondern um ihre Auslegung und 
Anwendung. Im Rahmen des richterlichen 
Ermessens darf ein Gericht durchaus die 
aktuelle rechtsöffentliche Diskussion und 
die aktuelle Bewertung des Justizministe-
riums berücksichtigen. Eine Überprüfung 
und Neubewertung der systematischen 
Stellung der Vorschrift und ihrer Teleo-
logie liegt immer im Ermessen des Rich-
ters und darf und muss Kritik an höchst 
richterlichen Entscheidungen ebenso be-
rücksichtigen wie die aktuelle Bewertung 
der Rechtslage durch das Bundesjustizmi-
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nisterium. Die gegenteilige dogmatische 
Rechtsauffassung des Senates ist jeden-
falls nicht zwingend.
Eine weitere Besonderheit des entschie-
denen Falles besteht darin, dass das Be-
frachtungsgeschäft in der Tankschiffahrt 
ganz besonderen Gepflogenheiten unter-
liegt. In aller Regel haben die Partikuliere 
keine Möglichkeit, Einfluss auf die Höhe 
der zu zahlenden Frachten zu nehmen. 
Die Befrachtungsunternehmen legen die 
Konditionen mit der Verladerschaft in al-
ler Regel nicht offen. Die Partikuliere sind 
häufig durch langfristige Rahmenverträge 
an Befrachter gebunden. Vor diesem Hin-
tergrund ist es für einen Partikulier nicht 
einfach, sich aus einem bestehenden Be-
frachtungsverhältnis zu lösen nur mit der 
Begründung, dass es zu Zahlungsverzöge-
rungen gekommen ist. Auch die Ausübung 
des grundsätzlich bestehenden Frachtfüh-
rerpfandrechtes ist in der Praxis äußerst 
problematisch, da ein solches Verhalten 
eines Partikuliers sehr schnell dazu führt, 
dass das Schiff »geblacklistet« wird. Par-
tikuliere stehen daher nicht selten in einer 
sehr starken wirtschaftlichen Abhängigkeit 
vom Befrachter. Dies macht es ihnen in der 
Praxis nicht selten unmöglich, adäquat auf 
Zahlungsverzögerungen zu reagieren. In al-
ler Regel bleibt nur die Hoffnung, dass die 
Zahlungen doch noch eingehen werden. 
Ein Konflikt, eine Kündigung des Befrach-
tungsvertrages oder die Ausübung eines 
Frachtführerpfandrechtes ist in der Praxis 
nicht selten keine realistische Option.
Obwohl sich das Hanseatische Oberlan-
desgericht im wiedergegebenen Beschluss 
sehr intensiv mit allen dogmatischen Fra-
gen auf hohem Niveau auseinandergesetzt 
hat, bestehen Bedenken, ob die Entschei-
dung tatsächlich zu einem sachgerechten 
und gerechten Ergebnis führt.
So ist (in teleologischer Hinsicht) die wirt-
schaftspolitische Signalwirkung derarti-
ger Entscheidungen äußerst problema-
tisch. Verstärkt es nicht gerade die Krise 
eines Unternehmens, wenn Vertragspart-
ner dieses Unternehmen bei den ersten 

Anzeichen einer Krise die Geschäftsbezie-
hung abbrechen? Wird ein Unternehmen 
nicht unter Umständen durch die Angst der 
Vertragspartner vor einer denkbaren Insol-
venzanfechtung gerade in die Insolvenz ge-
trieben, die anderenfalls möglicherweise 
gar nicht notwendig wäre? Ist es bei Dau-
erschuldverhältnissen, wie Befrachtungs-
verträgen, nicht gerade die einzige Chance 
des Befrachters, dass in vorrübergehenden 
Krisen die Partikuliere dem Befrachter treu 
bleiben und den Transportraum weiter zur 
Verfügung stellen, damit der Befrachter 
weiter Einnahmen erzielen kann?
Problematisch erscheint auch die wirt-
schaftliche Auswirkung gerade für Bin-
nentankschiffsunternehmen. Der Betrieb 
eines Tankschiffes ist mit ganz erhebli-
chen laufenden Kosten verbunden. Das 
Schiff muss rund um die Uhr im Einsatz 
sein, um diese Kosten einzufahren. Kommt 
es zu Forderungsausfällen wegen der In-
solvenz eines Befrachtungsunternehmens, 
so können diese Ausfälle das Partikulier-
unternehmen existenziell gefährden, ins-
besondere, wenn – wie im entschiedenen 
Fall – das Schiff ausschließlich für einen 
bestimmten Befrachter fährt und nicht zu-
sätzlich auf dem Spotmarkt Abschlüsse tä-
tigen kann.
Bei derartigen Forderungsausfällen kann 
die Insolvenzanfechtung endgültig die Li-
quidität des betroffenen Partikuliers zerstö-
ren. Geht die Insolvenzanfechtung durch, 
muss der Partikulier an die Insolvenzmasse 
zahlen. Bis er eine Quote hinsichtlich sei-
ner Insolvenzforderung aus der Masse er-
hält, können erfahrungsgemäß zahlreiche 
Jahre ins Land gehen. Der Partikulier zahlt 
also in eine Topf (Masse) ein, möglicher-
weise ohne die Verteilung dieser Gelder er-
leben zu können, weil er die Liquiditätslü-
cke nicht decken kann.
Ob in einer solchen Sachlage – nicht zu-
letzt auch angesichts der Kosten der Streit-
verfahren, die der Insolvenzverwalter zu-
nächst aus der Masse bestreiten muss 
– die Masse am Ende tatsächlich von An-
fechtungsklagen wirtschaftlich profitiert, 

ist äußerst zweifelshaft. Wird die Insolven-
zanfechtung durch die Gerichte bestätigt, 
trägt die Insolvenzmasse zunächst die ganz 
erheblichen Kosten dieses Verfahrens, wo-
bei in der geschilderten Sachlage es durch-
aus möglich ist, dass die titulierte Forde-
rung wegen Insolvenz des Partikuliers gar 
nicht mehr realisiert werden kann.
Die vorliegende Entscheidung und ihre 
Begründung ist unbeschadet der Tatsa-
che, dass sie noch nicht rechtskräftig ist 
und möglicherweise vom Bundesgerichts-
hof zu beurteilen ist, für die Praxis der Bin-
nentankschiffahrt von größtem Interesse. 
Das Hanseatische Oberlandesgericht hat 
zu Recht darauf hingewiesen, dass nach 
§  142 InsO sogenannte Bargeschäft von 
der Insolvenzanfechtung ausgenommen 
sind. Nach verbreiteter Auffassung gilt 
dies auch für bargeschäftsähnliche Kons-
tellationen, wobei es zu dieser Kategorie 
noch kaum Beispielsfälle gibt. 
Das Risiko einer Insolvenzanfechtung kann 
durch den Partikulier gemindert werden, 
indem er bei ersten Zahlungsrückständen 
des Befrachters grundsätzlich schriftlich fi-
xiert, dass eine bestimmte Reise nur Zug 
um Zug gegen Zahlung der geschuldeten 
Fracht durchgeführt wird. Dies war ganz 
offensichtlich in der entschiedenen Sache 
auch die Intension des betroffenen Parti-
kuliers, er hatte nur gegen Abschlagszah-
lungen sein Schiff weiter zur Verfügung 
gestellt. Das Hanseatische Oberlandesge-
richt hat auf diese Konstellation allerdings 
§ 142 InsO nicht analog angewandt, ob-
wohl dies durchaus denkbar wäre. Durch 
eine entsprechende Vereinbarung Zug um 
Zug kann der Partikulier durch schriftliche 
Vereinbarung mit dem Befrachter in der 
Krise dessen Zahlungen möglicherwei-
se insolvenzanfechtungsfest machen. Die 
vom Hanseatischen Oberlandesgericht im 
Übrigen herangezogene Möglichkeit, ein 
Pfandrecht geltend zu machen, ist aus den 
oben dargelegten Gründen in der Tank-
schiffahrt nicht realistisch.

Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer,
Frankfurt am Main

(Sammlung Seite 2323)
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Urteil des Hanseatischen Oberlandesge-
richts, Az.: 9 U 61/14, vom 07. Oktober 2014

Beschließt das Hanseatische Oberlandes-
gericht – 9. Zivilsenat – … am 07.10. 2014: 

1. Die Berufung der Beklagten gegen das 
Urteil des Landgerichts Hamburg vom 
07. 03. 2014,
Aktenzeichen 329 0 291/13, wird gemäß 
§ 522 Absatz 2 ZPO durch einstimmigen 
Beschluss zurückgewiesen.

2. Die Beklagte hat die Kosten des Beru-
fungsverfahrens zu tragen.

3. Das angefochtene Urteil ist ohne Sicher-
heitsleistung vorläufig vollstreckbar. Die 
Beklagte kann die Vollstreckung durch Si-
cherheitsleistung in Höhe von 120 % des 
zu vollstreckenden Betrages abwenden, 
wenn nicht zuvor die Beklagte Sicherheit 
in gleicher Höhe leistet.

Gründe:

Die Zurückweisung der Berufung erfolgt 
gemäß § 522 Absatz 2 ZPO durch einstim-
migen Beschluss.

I.
Der Kläger nimmt die Beklagte als Insol-
venzverwalter über das Vermögen der T 
GmbH (künftig: Schuldnerin) im Wege 
der Insolvenzanfechtung auf Rückzahlung 
von der Schuldnerin an die Beklagte am 
04. 01. 2011 (50. 000,00 €), am 19. 01. 2011 
(50. 000,00 €) und am 09. 02. 2011 
(25. 000,00 €) gezahlter Beträge, insge-
samt also auf Zahlung von 125. 000,00 € in 
Anspruch. Das Insolvenzverfahren wur-
de mit Beschluss vom 29. 04. 2011 wegen 
Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung 
eröffnet und der Kläger zum Insolvenz-
verwalter bestellt. Der Insolvenzeröffnung 
vorausgegangen war ein Eigenantrag der 
Schuldnerin vom 18. 02. 2011, nachdem die 
Schuldnerin am 16. 02. 2011 versucht ha-
ben soll, die Partikuliere – u. a. die Beklag-
te dazu zu bewegen, die Außenstände in 
ein verzinsliches Darlehen umzuwandeln.

Die Schuldnerin und die Beklagte wa-
ren Vertragspartner eines »Transport-
vertrages«, aufgrund dessen die Beklag-
te der Schuldnerin ihr Tankschiff »X« für 
den Transport von hellen Mineralölpro-
dukten zur Verfügung gestellt hatte. Ver-
einbart war zwischen der Schuldnerin 
und der Beklagten eine Tagescharter von 
4. 500,00 € bei freien Betriebsstoffen. Die 
Zahlung sollte jeweils zum 7. des Folge-
monats erfolgen. Wegen der Einzelheiten 
wird auf die Anlage B 1 Bezug genommen. 
Die Schuldnerin nahm diese Transpor-
te im Rahmen von Vertragsbeziehungen 
mit Auftraggebern aus der Mineralölwirt-
schaft vor, für die sie ein Entgelt erhielt. 
Sie unterhielt ähnliche Vertragsbeziehun-
gen wie zu der Beklagten zu zahlreichen 

anderen Schiffseignern (sog. Partikuliere).

Die Schuldnerin war zum Zeitpunkt 
der ersten angefochtenen Zahlung am 
04. 01. 2011 jedenfalls) mit zwei Monatsch-
arterraten in Höhe von 281. 499,75 € in Ver-
zug. Die unbezahlten Forderungen der Be-
klagten zum Ende 2010 beliefen sich auf 
439. 240,20 € und stiegen trotz der ange-
fochtenen Zahlungen bis zur Insolvenzer-
öffnung auf 478. 448,27 € an. Wegen der 
Einzelheiten wird auf die Anlage K 2 Bezug 
genommen. Bereits in der Vergangenheit 
war es immer wieder zur Zahlungsverzö-
gerungen seitens der Schuldnerin gekom-
men. So zahlte die Schuldnerin im Jahr 
2009 die vereinbarte Charter verzögert 
an die Beklagte, glich allerdings dann die 
Rückstände aus.
Zum Zeitpunkt der angefochten Zahlungen 
waren jedenfalls weitere Forderungen an-
derer Partikuliere gegen die Schuldnerin 
fällig und sind bis zur Insolvenzeröffnung 
nicht ausgeglichen worden, nämlich For-
derungen der Y (diese betrifft das Insol-
venzanfechtungsverfahren 326 0 165/13), 
der Z (diese betrifft das Insolvenzanfech-
tungsverfahren 329 0 292/13) und der W 
(diese betrifft das Insolvenzanfechtungs-
verfahren 318 0 280/13).

Im Januar 2011 teilte die Schuldnerin ih-
ren Geschäftspartnern mit, dass sich die 
V-Gruppe an ihrem Unternehmen beteiligt 
habe; mit dieser Zusammenarbeit glaube 
sie, für die schwierigen Herausforderun-
gen in der Tankschifffahrt gut gerüstet zu 
sein. Wegen der Einzelheiten wird auf die 
Anlage B 2 Bezug genommen.

Der Kläger hat vorgetragen: Die Schuld-
nerin sei spätestens Mitte 2010 zahlungs-
unfähig gewesen, was der Beklagten be-
kannt gewesen sei. Die Beklagte sei von 
der Schuldnerin über deren Zahlungsun-
fähigkeit informiert worden. Da die O-Fir-
mengruppe, zu der auch die Schuldnerin 
gehört habe, ab Mitte 2010 nicht mehr in 
der Lage gewesen sei, ihre fälligen Ver-
bindlichkeiten vollumfänglich zu zahlen, 
sei es zu Mahnungen telefonischer Art ge-
kommen – auch im vorliegenden Fall. Den 
Gläubigern, so auch der Beklagten, sei mit-
geteilt worden, dass eine vollständige Be-
gleichung der ausstehenden Forderungen 
nicht möglich sei. Den Gläubigern sei an-
geboten worden, diejenigen Zahlungen 
zu leisten, die nach der aktuellen Liquidi-
tätslage geleistet werden könnten. Derar-
tige Zahlungen, wobei es sich regelmäßig 
um »runde Beträge« gehandelt habe, sei-
en üblicherweise als »à-conto-zahlungen« 
definiert worden. So sei auch im vorlie-
genden Fall verfahren worden. Ohne der-
artige Gespräche seien keine Zahlungen 
mehr an die Gläubiger geleistet worden. 
Die Schuldnerin habe regelmäßig nur an 
Gläubiger gezahlt, die persönlich gemahnt 
und mit Arbeitseinstellung gedroht hätten. 
Dabei sei immer nur der Betrag geleistet 

worden, der habe gezahlt werden können 
und der den jeweiligen Gläubiger ruhig ge-
stellt habe.

Wegen der Anträge erster Instanz wird auf 
das landgerichtliche Urteil Bezug genom-
men. 

Die Beklagte hat vorgetragen: 

Angesichts ihres Geschäftsumfangs kön-
ne die Schuldnerin nicht zahlungsunfä-
hig gewesen sein. Sie habe eine Vielzahl 
von Tankschiffen im Einsatz gehabt, wo-
raus die Schuldnerin erhebliche Einnah-
men durch die Zahlungen der Verlader er-
halten habe. 

Da es bereits 2009 Zahlungsrückstände ge-
geben habe, die stets ausgeglichen wor-
den seien, sei sie – die Beklagte – an solche 
Zahlungsverzögerungen – die Frachtra-
te für Juni, fällig ab 07. 07. 2010, wurde im 
August 2010 in zwei Raten gezahlt – ge-
wöhnt gewesen. Bezüglich der Charterra-
ten für Oktober und November 2010 habe 
es Gespräche zwischen dem Geschäfts-
führer der Schuldnerin und ihr – der Be-
klagten – gegeben. Am 28.10. 2010 sei die 
Stundung der noch offenen Charterraten 
vereinbart worden. Diese hätten nach der 
Stundungsvereinbarung in wöchentlichen 
Teilzahlungen jeweils montags in Höhe 
von je 50. 000,00 € erbracht werden sol-
len. Die Raten von jeweils 50. 000,00 € sei-
en am 02.11. 2010, 09.11. 2010, 15.11. 2010, 
22.11. 2010, 1.12. 2010 und am 07.12. 2010 in 
Höhe von 31. 442,50 € gezahlt worden. Auf 
diese Zusage habe sie – die Beklagte – auf-
grund des glaubwürdigen Zahlungsver-
haltens in der Vergangenheit vertraut. Al-
lein aus diesem Grund habe sie die TMS 
»X« auch noch bis zum 19. 02. 2011 für die 
Schuldnerin eingesetzt. 

Es sei auch keineswegs so, dass die Zah-
lungen Mitte 2010 eingestellt worden sei-
en. Sie – die Beklagte – habe laufend Zah-
lungen von der Schuldnerin erhalten, die 
mit älteren Forderungen aufgerechnet 
worden seien. Diese Zahlungspraxis sei in 
der Geschäftsbeziehung mit der Schuldne-
rin üblich gewesen. So habe die Schuld-
nerin außer den oben genannten Zah-
lungen am 04. 01. 2011 einen Betrag von 
50. 000,00 €, am 19. 01. 2011 50. 000,00 € 
und am 09. 02. 2011 25. 000,00 € gezahlt. 

An einer Gläubigerbenachteiligung fehle 
es schon deshalb, weil sie – die Beklagte – 
der Schuldnerin den Schiffsraum der »X« 
für die Transportleistungen weiter zur Ver-
fügung gestellt habe. Ohne die Zahlungen 
hätte sie – die Beklagte – die laufenden Kos-
ten für die »X« nicht tragen und das Schiff 
also nicht für die Schuldnerin einsetzen 
können. Die Zahlungen ab Oktober seien 
gerade ausreichend gewesen, die Kosten 
für den Betrieb der »X« zu decken. Da-
durch habe die Schuldnerin die von ihren 
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Hauptauftraggebern erworbenen Frachten 
auch erhalten, und zwar in Höhe von rund 
1. 331. 000,00 € nebst Bunkerkosten. Wirt-
schaftlich betrachtet hätten sich hierdurch 
die Befriedigungsmöglichkeiten anderer 
Gläubiger nicht verschlechtert, sondern 
seien sogar aufgewertet worden. 

Auch habe die Schuldnerin nicht mit Be-
nachteiligungsvorsatz gehandelt. Daran 
fehle es schon deshalb, weil sie aufgrund 
konkreter Umstände mit einer baldigen 
Überwindung der Krise gerechnet habe. 
Die Schuldnerin sei nämlich davon aus-
gegangen, dass es durch die Beteiligung 
der V Gruppe an ihrem Unternehmen ab 
Januar 2011 erhebliche Mittelzuflüsse ge-
ben werde. Zudem habe die Schuldnerin 
die Absicht gehabt, die ausstehenden Ver-
bindlichkeiten gegenüber den Vercharte-
rern in Darlehen umzuwandeln. Zu die-
sem Zweck habe sie die Versammlung 
am 16. 02. 2011 in Düsseldorf organisiert; 
dort habe sie diese Sanierungsmaßnah-
men mit den Vercharterern besprochen. 
Die Schuldnerin habe im Interesse an den 
vertraglich vereinbarten Leistungen der 
Beklagten gezahlt, um hierdurch ihren Ge-
schäftsbetrieb weiter führen zu können. Ihr 
sei klar gewesen, dass sie – die Beklagte 
– und auch die anderen Reeder ohne an-
teilige Zahlung der ausstehenden Frach-
ten ihre Tankschiffe nebst Besatzung ab-
ziehen würden und diese ihr nicht mehr 
zur Verfügung gestanden hätten. Hier-
durch wäre der Schuldnerin die gewinn-
bringende weitere Einsatzmöglichkeit ver-
loren gegangen. 

Schon gar nicht sei sie – die Beklagte – 
davon ausgegangen, dass durch die ver-
tragsgemäßen Zahlungen der Charterra-
ten andere Gläubiger benachteiligt werden 
könnten, da ihr von einem Zahlungsverzug 
anderen Gläubigern gegenüber nichts be-
kannt gewesen sei. Auch im Übrigen habe 
sie keinen Einblick in die Liquiditäts- und 
Zahlungslage der Schuldnerin gehabt. 
Zudem habe die Schuldnerin seit Januar 
2011 eine positive Grundstimmung über 
die Entwicklung ihres Unternehmens so-
wohl gegenüber der Beklagten als auch 
gegenüber anderen Vercharterern ver-
mittelt. Die Schuldnerin habe glaubwür-
dig den Eindruck von Sanierungsmaßnah-
men vermittelt. Sie – die Beklagte – habe 
darauf vertraut, dass auch in diesem Fall, 
wie früher schon in der Vergangenheit, die 
Rückstände vollständig ausgeglichen wer-
den würden. So sei es schon in den Jah-
ren 2006, 2007 und 2009 über mehrere Mo-
nate zu erheblichen Zahlungsstockungen 
gekommen. Die Schuldnerin habe aller-
dings die ausstehenden Verbindlichkeiten 
stets vollständig an die Beklagte gezahlt. 
Wegen der Einzelheiten wird auf die Über-
sicht Seite 4 ff. des Schriftsatzes vom 
30. 01. 2014 Bezug genommen. Zudem sei 
sie davon ausgegangen, dass die noch of-
fenen Verbindlichkeiten kurzfristig durch 

die neue Gesellschafterin bei der Schuld-
nerin, die finanzkräftige V Group ausgegli-
chen werden können. So sei ihr dies auch 
seitens des Geschäftsführers der Schuld-
nerin in Aussicht gestellt worden.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Vor-
trags erster Instanz wird auf die gewech-
selten Schriftsätze nebst Anlagen Bezug 
genommen. 

Das Landgericht hat der Klage stattgege-
ben und die Beklagte verurteilt, an den Klä-
ger 125. 000,00 € nebst Zinsen in Höhe von 
5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Ba-
siszinssatz seit dem 29. 04. 2011 zu zahlen. 
Hiergegen wendet sich die Beklagte mit ih-
rer fristgerecht eingereichten und begrün-
deten Berufung. Sie wiederholt und ver-
tieft ihr erstinstanzliches Vorbringen. So 
führt sie aus, dass angesichts des fortge-
führten Geschäftsbetriebes die Schuld-
nerin Millioneneinnahmen von der Verla-
derschaft her erhalten haben müsse. Dies 
spreche gegen eine Zahlungsunfähigkeit. 
Ohne Aufklärung über diese Zahlungen sei 
eine Zahlungsfähigkeit zu unterstellen. 

Eine Gläubigerbenachteiligungsabsicht 
der Schuldnerin habe schon deshalb nicht 
vorgelegen, weil diese Abschlagszahlun-
gen gleichermaßen an alle Partikuliere er-
bracht oder zumindest versprochen ge-
habt habe.

Bei der Art des Geschäftsbetriebes der 
Schuldnerin – wie generell in der Binnen-
Tankschifffahrt verfüge der Verfrachter 
(wie die Schuldnerin) nicht über genügend 
Vermögen, das es erlauben würde, für die 
mit den Partikulieren vereinbarte Fracht 
in Vorlage zu treten. Verfrachter wie die 
Schuldnerin würden – was ihren Kunden 
bekannt sei – die Forderungen der Partiku-
liere ausschließlich aus den eingehenden 
Zahlungen der Verladerschaft begleichen. 
Aus diesem Grund sei es in der gesamten 
Binnentankschifffahrt häufig der Fall, dass 
es zu erheblichen Verzögerungen der Be-
zahlungen der fälligen Frachten komme. 

Die Beklagte macht darüber hinaus gel-
tend, dass es sich bei den fraglichen Zah-
lungen um Bargeschäfte oder zumindest 
bargeschäftsähnliche Vorgänge gehandelt 
habe. Wegen der Einzelheiten wird auf die 
Berufungsbegründungen und die Schrift-
sätze vom 30. 09. 2014 Bezug genommen. 
Die Beklagte begehrt nach dem Gesamtin-
halt der Berufungsbegründung unter Ab-
änderung des landgerichtlichen Urteils 
die Abweisung der Klage. Außerdem be-
antragt sie gemäß § 421 ZPO, 

der Klägerin aufzuerlegen, die in ihrem Be-
sitz befindlichen Urkunden über die Ver-
tragsbeziehungen mit der Verladerschaft 
vorzulegen und Auskunft über die konkre-
ten Einnahmen im fraglichen Zeitraum zu 
erteilen. 

Vorsorglich und hilfsweise beantragt sie 
gemäß § 428 ZPO, 

der B und S aufzugeben, welche konkre-
ten Zahlungsverpflichtungen gegenüber 
der Schuldnerin im Zeitraum drei Mona-
te vor Insolvenzanfechtung, also drei Mo-
nate vor dem 18. Februar 2011, bestanden 
und ob und wann diese beglichen wurden. 

Ergänzend beantragt sie, 

der Klägerin aufzugeben, die Anschriften 
sämtlicher Kunden der Schuldnerin, also 
der Verladerschaft, anzugeben, damit ein 
entsprechender Antrag gemäß § 428 ZPO 
auch hinsichtlich dieser Kunden gestellt 
werden kann. 

II.

Das Rechtsmittel der Beklagten hat nach 
einstimmiger Auffassung des Senats of-
fensichtlich keine Aussicht auf Erfolg. Zu 
Recht und mit zutreffender Begründung 
hat das Landgericht der Klage stattgege-
ben. Wegen der Begründung im Einzel-
nen wird auf den Hinweisbeschluss des 
Senats vom 07. 08. 2014 verwiesen. Die 
Schriftsätze vom 12. 08. 2014 und vom 
30. 09. 2014 bieten keinen Anlass zu ande-
rer Entscheidung: 

1. Zahlungseinstellung

Auch angesichts des weiteren Vorbrin-
gens der Beklagten ist von einer Zahlungs-
einstellung jedenfalls ab Anfang Januar 
2011 auszugehen. Die Beklagte weist al-
lerdings zu Recht darauf hin, dass die An-
gabe im Hinweisbeschluss des Senats zu 
den Forderungen, hinsichtlich derer sich 
die Schuldnerin zum Zeitpunkt der ersten 
der angefochtenen Zahlungen im Verzug 
befand, unpräzise ist. Nach dem Vortrag 
der Parteien dürfte es sich so verhalten, 
dass am 04. 01. 2011 jedenfalls – Forde-
rungen in Höhe von 439. 240,20 € bestan-
den. Insoweit hat die Beklagte den Vortrag 
des Klägers zu den zu diesem Zeitpunkt 
nicht bezahlten Rechnungen über Haupt-
forderungen vom 15. 09. 2010, 31.10. 2010, 
08.11. 2010, 30.11. 2010, 24.12. 2010 und 
31.12. 2010 nicht – zumindest nicht subs-
tantiiert – bestritten. Die Beklagte ist da-
bei der Auffassung, dass Verzug nur hin-
sichtlich zweier Charterraten in Höhe von 
insgesamt 281. 499,75 € eingetreten war. 
Ob diese Auffassung zutrifft, ist fraglich. 
Es dürfte eher davon auszugehen sein, 
dass die Altverbindlichkeiten der Schuld-
nerin nicht länger gestundet waren, weil 
die Schuldnerin ihre im Rahmen der Stun-
dungsvereinbarung abgegebenen Zah-
lungszusagen nicht eingehalten hat-
te. Dies kann aber letztlich dahin stehen 
Auch bei Verzug mit einer Forderung von 
281. 499,75 € – geht es nicht um eine Forde-
rung von unbeträchtlicher oder unerhebli-
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cher Höhe. Der Auffassung, dass Zahlungs-
einstellung nur anzunehmen sei, wenn die 
Liquiditätslücke eine bestimmte Größe – 
beispielsweise 10% – erreicht hat, hat der 
Bundesgerichtshof eine ausdrückliche Ab-
sage erteilt (BGH, Urteil vom 07. 05. 2013 – 
IX ZR 113/10). Auch in einer der jüngsten 
Entscheidungen zu diesem Problemkreis 
hat der Bundesgerichtshof es ausreichen 
lassen, dass eine von ihm als nicht uner-
heblich bewertete fällige Verbindlichkeit 
(dort mindestens 12.139,52 €) bestanden 
hat, die bis zur Insolvenzeröffnung nicht 
ausgeglichen worden ist, ohne die Frage 
nach der Größe der Liquiditätslücke über-
haupt aufzuwerfen (BGH, Versäumnisur-
teil vom 10. 07. 2014 – IX ZR 280/13). Von 
daher bedarf es keine genauen Festzu-
stellungen zum Umfang des Geschäftsbe-
triebs der Schuldnerin und auch nicht zum 
Umfang der Gesamtverbindlichkeiten der 
Schuldnerin. Im Übrigen sieht der Bundes-
gerichtshof in den Fällen, in denen – als 
nicht unerheblich bewertete – offene Ver-
bindlichkeiten bis zur Insolvenzeröffnung 
nicht beglichen werden, gerade davon ab, 
eine Liquiditätsbilanz zu fordern. Der Se-
nat hat weiter darauf hingewiesen, dass 
gerichtsbekannt auch Forderungen ande-
rer Partikuliere von der Schuldnerin bei 
Fälligkeit nicht ausgeglichen worden wa-
ren und bis zur Insolvenzeröffnung auch 
nicht ausgeglichen worden sind. Rückstän-
de in Höhe von mehreren Hunderttausend 
Euro sind nicht »unerheblich«, selbst wenn 
die Schuldnerin nur – wie gerichtsbekannt 
Rückstände bei vier Partikulieren gehabt 
haben sollte und alle anderen Partikulie-
re – die Beklagte schätzt die Gesamtzahl 
auf 60 bis 80 Partikuliere bzw. »gut 80 wei-
tere betroffenen Binnenschifffahrtsunter-
nehmen« – fristgerecht vollständig befrie-
digt haben sollte. Allerdings behauptet 
die Beklagte selbst ähnliche Rückstände 
auch bei den weiteren Partikulieren, trägt 
sie doch in der Berufungsbegründung 
vor, dass die Schuldnerin Abschlagszah-
lungen gleichermaßen an alle Partikuliere 
erbracht oder zumindest versprochen ge-
habt habe und hält diesen Rechtsstreit für 
einen Präzedenzfall für »gut 80 weitere be-
troffene Binnenschifffahrtsunternehmen«, 
so dass die offenen Verbindlichkeiten der 
Schuldnerin ein Vielfaches betragen ha-
ben müssten. 
Entgegen der Bewertung, die die Beklagte 
vornimmt, hat nach ihrem eigenen Vortrag 
die Schuldnerin sehr wohl eingeräumt, 
zur Zahlung der fälligen Verbindlichkeiten 
nicht in der Lage zu sein. Mit dieser Be-
gründung hat sie schließlich bei der Be-
klagten einen Zahlungsaufschub erlangt, 
wobei sie die Vereinbarung dann nicht 
eingehalten, nämlich die zugesagten Teil-
zahlungen nur teilweise und auch nicht 
immer termingerecht erbracht hat. Einer 
genauen Erfassung des Umfangs des Ge-
schäftsbetriebs der Schuldnerin bedarf 
es dabei nicht. Wie oben bereits darge-
legt ist nämlich nicht die Feststellung er-

forderlich, dass eine Liquiditätslücke in ei-
ner bestimmten Größenordnung vorliegt. 
Entgegen der Annahme der Beklagten hat 
der Senat auch nicht angenommen, dass 
aus dem einmaligen Überschreiten eines 
Zahlungstermins um mehr als drei Wo-
chen auf eine Zahlungseinstellung ge-
schlossen werden könnte. Die Schuldnerin 
ist hier aber nicht nur schon vor der Stun-
dungsvereinbarung mit offenen Forderun-
gen in Verzug geraten, sondern hat auch 
im Zeitraum zwischen Anfang Dezember 
und Anfang Januar die abgesprochenen 
Teilzahlungsbeträge bzw. Teilzahlungs-
termine nicht eingehalten. Ihr ist es also 
über mehrere Monate nicht gelungen, ihre 
fälligen Verbindlichkeiten binnen drei Wo-
chen auszugleichen. Bei den Rückständen 
geht es auch nicht um geringfügige Beträ-
ge. Das gilt schon hinsichtlich der offenen 
Forderungen der Beklagten, erst recht un-
ter Berücksichtigung der gerichtsbekannt 
offenen Forderungen weiterer Partikuliere. 

Jedenfalls in einer Gesamtbetrachtung 
und -bewertung rechtfertigen all die an-
geführten Umstände den Schluss auf eine 
Zahlungseinstellung und damit auf eine 
Zahlungsunfähigkeit der Schuldnerin. Da-
gegen spricht insbesondere nicht, dass die 
Schuldnerin ihren Geschäftsbetrieb jeden-
falls bis Mitte Februar 2011 fortgeführt und 
Einnahmen von wohl beträchtlicher Höhe 
erwirtschaftet hat. Auch diese Einnahmen 
haben sie nicht veranlasst, ihre Zahlungen 
generell wieder aufzunehmen. Die Beklag-
te selbst hat auch im Januar und im Feb-
ruar 2011 – nach einer mehrwöchigen Zah-
lungspause im Dezember 2010 – nicht etwa 
die zugesagten wöchentlichen Zahlungen 
von jeweils 50. 000,00 € erhalten, sondern 
lediglich drei Zahlungen zwischen dem 
04. 01. 2011 und dem 09. 02. 2011 in Höhe 
von insgesamt 125. 000,00 €. Dass die Fort-
führung des Geschäftsbetriebs unter Er-
zielung weitere Einkünfte nicht entschei-
dend war, zeigt sich überdies schon daran, 
dass dennoch aufgrund eines Eigenan-
trags der Schuldnerin vom 18. 02. 2011 am 
29. 04. 2011 das Insolvenzverfahren wegen 
Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung 
eröffnet worden ist. 

2. Gläubigerbenachteiligung
Entgegen der Auffassung der Beklagten 
sind die (anderen) Gläubiger der Schuld-
nerin durch die Zahlungen an die Beklag-
te benachteiligt worden. Bei der hier von 
den Beteiligten – Mineralölkonzernen – In-
solvenzschuldnerin – Partikulieren – ge-
wählten Vertrags Konstruktion ist auch 
»die restliche Fracht« dem Aktivvermögen 
der Schuldnerin zuzuordnen. Nach den 
gewählten Vertragskonstruktionen hat die 
Schuldnerin nicht etwa einen Frachtvertrag 
zwischen den Partikulieren und den Mine-
ralölkonzernen vermittelt, sondern sie hat 
selbständige Verträge mit den Partikulie-
ren einerseits, den Mineralölkonzernen an-
dererseits abgeschlossen. Damit fallen die 

von den Mineralölkonzernen erbrachten 
Zahlungen in das Vermögen der Schuldne-
rin; die Zahlungen wurden von der Schuld-
nerin nicht etwa treuhänderisch für die Par-
tikuliere in Empfang genommen. Ebenso 
hat sie Zahlungen an die Partikuliere aus 
ihrem Vermögen erbracht, so dass ihr Ver-
mögen, so wie es dem Zugriff der Gläubi-
ger ausgesetzt war, durch jede Zahlung an 
die Partikuliere vermindert worden ist. Da-
bei kann dahin stehen, ob die Schuldnerin 
tatsächlich im Verhältnis zur Beklagten als 
Befrachter, also als Partei eines Seefracht-
vertrages anzusehen ist, wie einer ihrer 
Prozessbevollmächtigten meint, oder ob 
es sich bei dem Vertrag zwischen der Be-
klagten und der Schuldnerin nicht vielmehr 
um einen Zeitchartervertrag im Sinne von 
§ 557 HGB (n. F.) handelt.

3. Gläubigerbenachteiligungsvorsatz der 
Schuldnerin
Entgegen der Auffassung der Beklag-
ten wäre der Umstand, dass die Schuld-
nerin die Zahlungen an die Beklagte und 
an die weiteren Partikuliere erbracht ha-
ben soll, um ihren Geschäftsbetrieb wei-
ter aufrechterhalten zu können, nicht ge-
eignet, die Beweisanzeichen, die hier für 
einen Gläubigerbenachteiligungsvorsatz 
sprechen, zu entkräften. Zunächst ist da-
rauf hinzuweisen – wie schon im Hinweis-
beschluss des Senats ausgeführt – dass 
nach ständiger Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs § 133 InsO keine Gläubi-
gerbenachteiligungsabsicht voraussetzt. 
Schon deshalb steht das etwaige Motiv 
der Schuldnerin ihren Geschäftsbetrieb 
aufrechtzuerhalten, der Annahme eines 
Vorsatzes bezogen auf die Gläubigerbe-
nachteiligung nicht entgegen. Besonde-
re Umstände, die zu einer anderen Be-
wertung führen können, kommen in den 
Fällen in Betracht, in denen der Insolvenz-
schuldner von – ernsthaften und erfolgs-
versprechenden – Sanierungsmaßnahmen 
ausgeht, oder in denen der Insolvenz-
schuldner im Wege eines Bargeschäftes 
eine kongruente Leistung Zug-um-Zug 
oder jedenfalls im Rahmen eines barge-
schäftsähnlichen Vorgangs eine Zahlung 
gegen eine zur Fortführung seines Unter-
nehmens unentbehrliche Gegenleistung 
erbracht hat, die den Gläubigern im allge-
meinen nützt (so der Bundesgerichtshof 
in dem von der Beklagten für ihre Auffas-
sung angeführten Urteil vom 10. 07. 2014 
-IX ZR 192/13). Im vorliegenden Fall fehlt 
es aber an einem solchen Bargeschäft. 
Die Beklagte hat zwar auch im Januar und 
wohl auch Februar 2011 ihre vertraglichen 
Leistungen gegenüber der Insolvenz-
schuldnerin erbracht. Diese stellen aber 
nicht die Gegenleistung für die angefoch-
tenen Zahlungen dar. Die Gegenleistun-
gen für die angefochtenen Zahlungen wa-
ren vielmehr schon in der Vergangenheit 
– nämlich schon im Jahr 2010 – von der 
Beklagten erbracht worden. Selbst wenn 
die Schuldnerin nur mit zwei Monatsch-

(Sammlung Seite 2326)



Binnenschifffahrt – ZfB – 2014 – Nr. 11    7

Recht﻿

arterraten in Verzug gewesen sein sollte, 
hätte keine bargeschäftsähnliche Situati-
on vorgelegen. Eine solche hat der Bun-
desgerichtshof in einem Fall angenommen 
hat, in dem das Arbeitsentgelt noch relativ 
zeitnah, nämlich binnen 30 Tagen ab Fällig-
keit (Urteil vom 10. 07. 2014 – IX ZR 192/13) 
erfolgt war, aber verneint für eine Zahlung 
von Entgelt fast zwei Monate nach Been-
digung der korrespondierenden Arbeits-
tätigkeit (Urteil vom 18. 07. 2002 – IX ZR 
480/00). Ähnlich würde es sich hier verhal-
ten, wenn die Zahlung vom 04. 01. 2011 auf 
die Charterrate
für Oktober 2010 erfolgt wäre. Hinsicht-
lich dieser war seit 07.11. 2010 Verzug ein-
getreten, so
dass an den zwei Monaten zum Zeitpunkt 
der ersten der angefochtenen Zahlung 
vom 04. 01. 2011 lediglich drei Tage fehlen 
würden. Tatsächlich kann aber noch nicht 
einmal davon ausgegangen werden, dass 
die Zahlung vom 04. 01. 2010 auf die Char-
ter für Oktober zu verrechnen war, sondern 
– mangels abweichender Verrechnungsbe-
stimmung und angesichts der von der Be-
klagten vorgetragenen Teilzahlungsabrede 
– auf noch ältere Forderungen.

Wie bereits im Hinweisbeschluss des Se-
nats ausgeführt, ist nicht vorgetragen oder 
ersichtlich,
dass die Schuldnerin alle ihre Gläubiger 
nach einer gleichmäßigen Quote befriedigt 
hat. Der Umstand, dass sie möglicherwei-
se alle Partikuliere nur teilweise befriedigt 
hat, spricht nicht gegen einen Gläubiger-
benachteiligungsvorsatz, sondern für ihr 
Bestreben, die Partikuliere davon abzu-
halten, die Geschäftsbeziehung zu ihr zu 
beenden. Im Übrigen ist jedenfalls in den 
beiden zur Zeit beim Senat anhängigen 
Verfahren keine gleichmäßige Befriedi-
gung der jeweiligen Beklagten durch die 
Schuldnerin erfolgt, und zwar gleichgül-
tig, ob man die Akontozahlungen – in die-
sem Fall anfangs 50. 000,00 €, im Verfah-
ren 9 U 148/14 anfangs 30. 000,00 € – zu 
den Gesamtrückständen oder zur Monat-
scharter ins Verhältnis setzt. Wegen der 
entsprechenden Zahlen wird auf die Anla-
gen K 2 und K 4 Bezug genommen. Nach 
der Anlage K 3 gilt das auch für die Forde-
rungen der Haverkamp VOF. Dieses Ver-
fahren ist noch beim Landgericht anhän-
gig (326 O 165/13). Die Gesamtschau aller 
Indizien, wie sie hier und insbesondere im 
Hinweisbeschluss des Senats dargestellt 
worden sind, rechtfertigt den Schluss auf 
einen Gläubigerbenachteiligungsvorsatz, 
auch wenn es um einen Fall kongruenter 
Deckung geht. 

3. Kenntnis der Beklagten vom Gläubiger-
benachteiligungsvorsatz der Schuldnerin
Diese Kenntnis wird gemäß § 133 Absatz 
1 Satz 2 InsO vermutet, wenn der Gläu-
biger die drohende Zahlungsunfähigkeit 
kennt und weiß, dass die Handlung die an-
deren Gläubiger benachteiligt. Hinsichtlich 

der Kenntnis von drohender Zahlungsun-
fähigkeit genügt ebenfalls die Kenntnis von 
einer Zahlungseinstellung bzw. von Um-
ständen, die auf eine Zahlungsunfähigkeit 
hindeuten (vgl. BGH, Urteil vom 10. 07. 2014 
– IX ZR 280/13; Urteil vom 22. 05. 2014 – IX 
ZR 95/13). Auch soweit es um die Frage 
der Kenntnis von der Zahlungsunfähig-
keit der Schuldnerin geht, trifft die Argu-
mentation der Beklagten nicht zu, dass die 
Schuldnerin Vermittlerin gewesen sei, die 
die Frachtzahlungen der Mineralöllieferun-
gen an die »Frachtführer« lediglich wei-
tergeleitet habe. Die Schuldnerin ist – wie 
eben ausgeführt – gerade nicht Vermittle-
rin, etwa Schiffsmakler oder Schiffsagent, 
sondern mit den Partikulieren wie der Be-
klagten unmittelbar vertraglich verbunden 
gewesen, wohl im Wege eines Zeitcharter-
vertrages. Allein der Umstand, dass der 
Gläubigerhier die Beklagte – davon aus-
geht, dass sein Schuldner – die Schuld-
nerin – Ansprüche gegen zahlungsfähige 
Schuldner hat, schließt die Kenntnis von 
der Zahlungsunfähigkeit nicht aus, wenn – 
wie hier – die Umstände bekannt sind, aus 
denen auf die Zahlungsunfähigkeit (hier in 
Gestalt der Zahlungseinstellung) zu schlie-
ßen ist Dabei kann auch dahin stehen, ob 
Zahlungsengpässe in der Tankschifffahrt 
aufgrund von saisonalen und branchen-
typischen Schwankungen im Markt nicht 
ungewöhnlich sind. Es geht hier nicht um 
Zahlungsengpässe in Gestalt von zögerli-
cher Zahlung über Wochenzeiträume, son-
dern um verzögerte Zahlungen über meh-
rere Monate wobei noch nicht einmal die 
im Rahmen der Stundungsabsprache ver-
abredeten Zahlungstermine und -beträge 
mehr eingehalten worden waren. Außer-
dem kommt es auch sonst immer wieder 
vor, dass ein Schuldner, der die Zahlun-
gen eingestellt hatte, wieder Zahlungen 
erbringt Nimmt er seine Zahlungen gene-
rell wieder auf, kann aus der vormaligen 
Zahlungseinstellung nicht mehr auf das 
Vorliegen einer Zahlungsunfähigkeit ge-
schlossen werden. Entsprechendes gilt für 
die diesbezügliche Kenntnis der Gläubiger. 
So verhält es sich hier aber gerade nicht: 
Die Schuldnerin hat mit den jedenfalls ab 
Mitte 2010 nur schleppend erbrachten 
Zahlungen, bei denen es sich auch nur um 
Teilzahlungen gehandelt hat, die Zahlun-
gen nicht generell wieder aufgenommen. 
Hervorzuheben ist auch, dass es hier nicht 
nur darum geht, dass die Zahlungen der 
Schuldnerin an die Beklagte, die jene noch 
erbracht hat, schleppend erfolgt sind, son-
dern dass die Schuldnerin die Zahlungs-
vereinbarung, die sie mit der Beklagten 
zur Erreichung einer Stundung und Fort-
führung der Geschäftsbeziehung getroffen 
hatte, nicht eingehalten hatte, und dass die 
Beklagte nach eigenem Vortrag davon aus-
ging, dass von diesem zahlungsverhalten 
nicht nur sie, sondern auch die zahlrei-
chen anderen Partikuliere gleichermaßen 
betroffen waren. Schon deshalb ist dieser 
Fall auch nicht damit zu vergleichen, dass 

ein Vermieter nur Kenntnis von mehrmo-
natigen Metrückständen hat Die Beklag-
te hatte nämlich Kenntnis davon, dass die 
Schuldnerin ganz ähnliche Geschäftsbe-
ziehungen zu einer Vielzahl von Vertrags-
partnern unterhielt und ist nach eigenem 
Vortrag davon ausgegangen, dass diese – 
nur – in gleicher Weise, nämlich teilweise 
per Akontozahlungen – zögernd und teil-
weise befriedigt wurden. Sie wusste da-
mit, dass trotz der getroffenen Stundungs-
vereinbarung und trotz Erzielung weiter 
Einkünfte aus dem Einsatz der Schiffe die 
Schuldnerin keine dauerhafte Verbesse-
rung ihrer Liquiditätslage erreicht hatte 
(vgl. BGH, Urteil vom 22. 05. 2014 – IX ZR 
95/13).

Auch der Umstand, dass die Beklagte die 
Geschäftsbeziehungen zur Schuldnerin 
fortgesetzt hat, spricht nicht gegen ihre 
Kenntnis von der Zahlungseinstellung. Es 
ist nicht ungewöhnlich, dass sich Gläubi-
ger vor der Wahl sehen, die Geschäftsbe-
ziehungen zu einem in einer Krise befindli-
chen Unternehmen einzustellen und damit 
möglicherweise dieses Unternehmen in 
die Insolvenz zu treiben mit der Folge, dass 
sie mit A1tverbindlichkeiten in beträchtli-
cher Höhe bis auf die lnsolvenzquote aus-
fallen, oder diese Geschäftsbeziehungen 
fortzusetzen in der Hoffnung, dass das Un-
ternehmen sich wieder erholt und sie auf 
diesem Wege doch noch Ausgleich sämt-
licher Forderungen erzielen und die Ge-
schäftsbeziehung mit den verbundenen 
Gewinnaussichten fortsetzen können. Die 
Rolle der Beklagten ist mit der eines Bür-
gen nicht zu vergleichen. 

Zu dem Umstand, dass die V-Gruppe der 
Schuldnerin Geldmittel zugesagt haben 
soll, hat sich der Senat bereits im Hinweis-
beschluss eingehend geäußert. 

Wenn die Beklagte meint, sie habe keine 
Kenntnis von der Gläubigerbenachteili-
gung gehabt, weil sie davon ausgegangen 
sei, dass die Schuldnerin alle Partikuliere 
gleichmäßig befriedige, so hat der Senat 
bereits im Hinweisbeschluss darauf hinge-
wiesen, dass die Partikuliere nicht die ein-
zigen Gläubiger der Schuldnerin gewesen 
sein können. Darüber hinaus hat die Be-
klagte keine Anknüpfungstatsachen darge-
legt, die aus ihrer Sicht die Maßnahme hät-
ten begründen können, dass auch nur alle 
Partikuliere gleichmäßig befriedigt wür-
den. Dass dies tatsächlich nicht so war, er-
gibt sich aus den vom Kläger vorgelegten, 
mehrere Partikuliere betreffenden, Forde-
rungsaufstellungen (Anlagen K 2 ff.). Gera-
de bei Knappheit der Mittel liegt aber oh-
nehin die Maßnahme ungleich näher, dass 
die Schuldnerin versucht hat, mit jedem 
Vertragspartner »auf möglichst billigem 
Wege« dessen Stillhalten zu erreichen.

Entgegen der Auffassung der Beklagten 
war es auch keineswegs so, dass sie kei-
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ne Möglichkeiten gehabt hätte, »dem Ri-
siko einer Insolvenzanfechtung vorzubeu-
gen«, wie sie meint. Die Vertragsparteien 
– Schuldnerin und Beklagte – hätten durch-
aus die Möglichkeit gehabt, ein Barzah-
lungsgeschäft zu vereinbaren. Sie hätten 
nämlich statt der getroffenen Stundungs- 
und Ratenzahlungsvereinbarung ohne 
weiteres vereinbaren können, dass die je-
weiligen Zahlungen der Schuldnerin nicht 
auf längst rückständige Forderungen zu 
verrechnen seien, sondern dass die Zah-
lungen nicht nur zeitnah zu Leistungen der 
Beklagten zu erbringen sondern auch auf 
diese der jeweiligen Zahlung unmittelbar 
vorhergehenden Leistungen der Beklag-
ten bei Zahlungseingang zu verrechnen 
seien. Im Übrigen war der Beklagten auch 
unbenommen, Pfandrechte geltend zu ma-
chen. Insoweit wird auf § 495 HGB (n. F.) 
für den Fall, dass ein Stückgutfrachtver-
trag anzunehmen sein sollte (wovon mög-
licherweise die Beklagte ausgeht), bzw. 
auf § 566 HGB (n. F.) für den Fall, dass von 
einem leitchartervertrag auszugehen ist 
(dieser Auffassung neigt der Senat zu) hin-
gewiesen. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs ist sogar eine Verein-
barung des Frachtführers mit dem Absen-
der, der offene (Alt-)Forderungen nicht be-
zahlen kann, einen vorerst unter Berufung 
auf das Frachtführerpfandrecht angehalte-
nen Transport auszuführen, sofern bei Ab-
lieferung des Frachtguts zu realisierende 
Werklohnforderungen gegen den Empfän-
ger in entsprechender Höhe an den Fracht-
führer abgetreten oder das Pfandrecht 

hierauf erstreckt werden, grundsätzlich in-
solvenzfest (vgl. Bundesgerichtshof, Urteil 
vom 21. 04. 2005 – IX ZR 24/04). Die Beklag-
te war also keineswegs auf die Möglichkeit 
beschränkt, das Vertragsverhältnis mit der 
Schuldnerin außerordentlich – mit den von 
ihr befürchteten Risiken – zu kündigen.

Auch den prozessualen Anträgen der Be-
klagten (§§ 421, 428 ZPO) ist nicht nachzu-
gehen. Es fehlt an einem entscheidungs-
erheblichen Vortrag der Beklagten, der 
durch die genannten Urkunden bewiesen 
werden könnte. Selbst wenn die Schuldne-
rin gegen die Verladerschaft für den Ein-
satz jedes Schiffes einen höheren Entgel-
tanspruch erworben haben sollte als sie 
ihrerseits einer Entgeltforderung der Parti-
kuliere ausgesetzt gewesen ist, würde das 
weder das Vorliegen einer Zahlungsein-
stellung bereits am 04. 01. 2011 noch eine 
zu diesem Zeitpunkt drohende Zahlungs-
unfähigkeit ausschließen. 

Der Senat ist auch einstimmig der Auffas-
sung, dass die Rechtssache keine grund-
sätzliche Bedeutung hat, die Fortbildung 
des Rechts oder die Sicherung einer ein-
heitlichen Rechtsprechung eine Entschei-
dung des Berufungsgerichts nicht erfor-
dert und eine mündliche Verhandlung 
nicht geboten ist. Der Umstand, dass nach 
Behauptung der Beklagten dieser Fall ein 
Präzedenzfall für rund 80 weitere Binnen-
schifffahrtsunternehmen sei und dass der 
Gesetzgeber eine Änderung des § 133 InsO 
beabsichtigen soll, steht dem nicht ent-

gegen. Allein die Anzahl der betroffenen 
Gläubiger begründet keine grundsätzliche 
Bedeutung. Eine etwa geplante Gesetzes-
änderung kann nicht dazu führen, das be-
stehende Gesetz entgegen der ständigen 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
im Lichte einer ins Auge gefassten Geset-
zesänderung auszulegen. Die Bedeutung 
dieses Prozesses für die »Überlebenschan-
ce« der hiesigen Beklagten ist nicht kon-
kret vorgetragen oder ersichtlich. Die Klag-
forderung von 125. 000,00 € macht weniger 
aus als eineinhalb Monatscharterraten, so 
dass sich die existentielle Bedeutung für 
die Beklagte auch nicht ohne weiteres auf-
drängt. Ihre Behauptungen, sie sei zur Zah-
lung nicht in der Lage; eine Vollstreckung 
durch den Kläger würde ihre eigene Insol-
venz auslösen, ohne dass Leistungen an 
die Insolvenzmasse dieses Verfahrens er-
folgen würden, bleiben pauschal. 

Es gibt auch keine Anhaltspunkte dafür, 
dass das Landgericht der Beklagten das 
rechtliche Gehör verkürzt hat. Die Beklag-
te behauptet zwar, die in erster Instanz 
getroffene Tatsachenfeststellung erlaube 
nicht eine Beurteilung aller objektiven und 
subjektiven Tatbestandsmerkmale der In-
solvenzanfechtung. Das trifft aber nicht zu, 
wie sich aus dem oben Ausgeführten und 
aus dem Hinweisbeschluss des Senats er-
gibt. Im Übrigen ist auch in der zweiten In-
stanz kein relevanter neuer Tatsachenvor-
trag erfolgt, so dass sich gar nicht erst die 
Frage nach der Zulässigkeit von neuem 
Vorbringen stellt.
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